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Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einverneh- 
men mit den Bundesministern für Jugend, Familie 
und Gesundheit und für Arbeit und Sozialordnung 
wie folgt: 

Vorbemerkung 

Die vorgelegten Fragen zur Bildungspolitik betref- 
fen denjenigen Tätigkeitsbereich, dem diese Bun- 
desregierung seit ihrem Amtsantritt besondere Auf- 
merksamkeit gewidmet hat. Das spiegelt sich in 
einer großen Zahl von bildungspolitischen Vor- 
haben und erfolgreich abgeschlossenen Maßnahmen 
wider. Ihre umfassende Darstellung würde den Rah- 
men der Antwort auf eine Kleine Anfrage sprengen. 
Im folgenden wird daher versucht, die gestellten 
Fragen unter Verzicht auf Einzelheiten und unter 
Beschränkung auf das Wichtigste zu beantworten. 


1. Was hat die Bundesregierung getan, um, wie 
in der Regierungserklärung vom 28. Oktober 
1969 angekündigt, den Ländern bgi der Bewäl- 
tigung der Aufgaben von Bildung und Wissen- 
schaft zu helfen? 

Die Bundesregierung hat die Länder bei der Be- 
wältigung der Aufgaben in Bildung und Wissen- 
schaft nachhaltig unterstützt, und zwar durch 

a) finanzielle Hilfen 
sowie durch 

b) gemeinsame Planung. 


Als wichtigste Maßnahmen sind hervorzuheben; 

1. Verbesserung der allgemeinen Finanzausstat- 
tung der Länder durch Erhöhung des Länder- 
anteils an der Umsatzsteuer von 30 auf 35 v. H. 
(Mehreinnahmen der Länder 1972: rd. 2,27 Mrd 
DM). 

2. Ergänzungszuweisungen an finanzschwache Län- 
der (1972 und 1973 je 550 Mio DM). 

3. Erheblich gesteigerte Bundesausgaben im Rah- 
men der Gemeinschaftsaufgabe Hochschulbau 

1970 bis 1972: 3,8Ö8 Mrd DM. 

dagegen 

1970 bis 1972: 3,808 Mrd DM 

Die Gesamtausgaben von Bund und Ländern im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgaben betrugen: 

1970 bis 1972: 7,491 Mrd DM. 

Der Bund hat also in diesen Jahren mehr als die 
Hälfte dieser Ausgaben aufgebracht. 

4. Einbeziehung der Fachhochschulen und Kunst- 
hochschulen der Länder in die Gemeinschafts- 
aufgabe Hochschulbau durch die 4. Verordnung 
der Bundesregierung zur Ergänzung des Hoch- 
schulverzeichnisses vom 31. August 1972; da- 
durch werden die Länder von den Ausbaukosten 
für insgesamt 94 Fachhochschulen zur Hälfte 
entlastet. Nach den vorliegenden Ausbauplänen 
für den Fachhochschulbereich bis 1976 (Gesamt- 
summe: rd. 1,26 Mrd DM) beträgt die Entlastung 
der Länder durch die Mitfinanzierung des Bun- 
des für Fachhochschulen in den Jahren 1972 bis 
1976: 

630 Mio DM. 
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5. Übernahme der Ausgaben für die Ausbildungs- 
förderung nach dem Bundesausbildungsförde- 
rungsgesetz vom 26. August 1971 zu 65 v. H. 
durch den Bund (Gesamtausgaben 1972 für rd. 
400 000 geförderte Schüler und Studenten: 1,715 
Mrd DM); Bundesanteil 1972: 

l,15MrdDM. 

6. Übernahme der Stipendien zur Förderung des 
Wissenschaftler-Nachwuchses nach dem Gra- 
duiertenförderungsgesetz vom 2. September 
1971 in Höhe von zunächst 75 v. H, auf den 
Bund (voraussichtliche Gesamtausgabe 1972: rd. 
59 Mio DM); Bundesanteil 1972; 

44 Mio DM. 

7. Aufbringung wachsender Beträge zur Finanzie- 
rung der Max-Planck-Gesellschaft, der Deut- 
schen Forschungsgemeinschaft und der Sonder- 
forschungsbereiche; über den vorgesehenen 
Bundesanteil (50 v. H. für MPG und DFG, 66 Vs 
V. H. für SfB) hinaus hat der Bund in erheb- 
lichem Ümfang Sonderfinanzierungen geleistet, 
und zwar: 

- in Mio DM - 

regulärer Sonder- 

Bundesanteil finanzierung 


1969 

216,1 

49,1 

1970 

284,6 

12,6 

1971 

352,7 

18,2 

1972 

414,7 

49,7 


8. Übernahme der Hauptlast der Finanzierung bei 
den Großforschungseinrichtungen durch den 
Bund (in der Regel jetzt 90 v. H.); hierdurch ver- 
ursachte Mehrausgaben des Bundes: 


1970: 

rd. 

94 Mrd DM 

1971: 

rd. 

118 Mio DM 

1972: 

rd. 

149 Mio DM. 


9. Einleitung der gemeinsamen Bildungsplanung 
von Bund und Ländern nach Artikel 91 b des 
Grundgesetzes durch Abschluß des Abkommens 
über die Errichtung der Bund-Länder-Kommis- 
sion für Bildungsplanung (BLK) vom 25, Juni 
1970. 

10. Durchführung von gemeinsam mit den Ländern 
finanzierten Modellversuchen zur Reform des 
Bildungswesens nach der Rahmenvereinbarung 
vom 7. Mai 1971, in der sich der Bund zur Über- 
nahme der Hälfte der besonderen Kosten dieser 
Vorhaben verpflichtet hat; seit 1970 wurden für 
über 300 Vorhaben bereits mehr als 100 Mio 
DM vom Bund zur Verfügung gestellt, 

11. Entwicklung des dringend notwendigen Gesamt- 
konzepts zur Bildungsreform in Bund und Län- 
dern durch den gemeinsam mit den Ländern in 
der BLK erarbeiteten und am 18. Oktober 1971 
vorgelegten Zwischenbericht zum Bildungsge- 
samtplan. Die Verabschiedung des Zwischenbe- 
richts ist von der Bildungskommission des Deut- 
schen Bildungsrates in ihrer Stellungnahme vom 
15. Februar 1972 als „bedeutender Schritt in der 
bildungspolitischen Entwicklung der Bundesre- 
publik" bezeichnet worden, der zugleich „Zeug- 


nis für eine weitgehende Übereinstimmung in 
den Planzielen und in den ^Tendenzen zu ihrer 
Realisierung sei". 

12. Darüber hinaus hat die Bundesregierung den 
Ländern ihre Hilfe angeboten 

a) für die Einführung von Ferristudiengängen 
im Medienverbund 

b) bei der Erweiterung und Mitfinanzierung der 
sog. Zentralen Registrierstelle für Studien- 
bewerber in Hamburg, die zu einer zentralen 
Nachweisstelle für Studienplätze in allen 
Engpaßfächern ausgebaut werden soll. 

Die Verhandlungen über diese Angebote sind 
noch nicht abgeschlossen. 


2. Sind hierbei die verfassungsrechtlichen Möglich- 
keiten für die Zusammenarbeit von Bund und 
Ländern ausgeschöpft worden? Hat sich die bis- 
herige Bund-Länder-Zusammenarbeit im Pla- 
nungsausschuß für den Hochschuibau nach dem 
Hochschulbauförderungsgesetz und in der Bund- 
Länder-Kommission für Bildungsplanung be- 
währt? 

Bund und Länder sind vor allem bei der Wahrneh- 
mung der Gemeinsachftsaufgaben nach Artikel 91 a 
GG - Ausbau der Hochschulen - und nach Artikel 
91 b GG - Bildungsplanung - zur Zusammenarbeit 
verpflichtet. 

Beim Ausbau der Hochschulen hat sich die im Januar 
1970 begonnene Zusammenarbeit im Planungsaus- 
schuß nach dem Hochschulbauförderungsgesetz unter 
dem Vorsitz des Bundesministers für Bildung und 
Wissenschaft bewährt. Die Methoden für die Er- 
arbeitung der Zielvorstellung sind erheblich verbes- 
sert worden, die Planung von Bauvorhaben wurde 
durch ein Richtwertsystem beschleunigt, das zugleich 
kostenrationalisierend wirkt. Alle materiell wich- 
tigen Beschlüsse des Planungsausschusses wurden 
einstimmig gefaßt, auch der 1, und der 2. Rahmen- 
plan wurden einstimmig verabschiedet. Die Vor- 
arbeiten für den 3. Rahmenplan sind in vollem Gang. 
Auch hier ist die Zusammenarbeit sehr befriedigend. 
Es ist dennoch zu prüfen, ob die Wahrnehmung die- 
ser Gemeinschaftsaufgabe weiterentwickelt und der 
unterschiedliche Akzent der hierbei von Bund und 
Ländern wahrzunehmenden Verantwortlichkeiten 
dadurch deutlicher gemacht werden kann, daß das 
Schwergewicht der Mitwirkung des Bundes auf die 
Festlegung der Ausbauziele und auf die Bestimmung 
von Planungsrichtwerten gelegt wird, während Ein- 
zelentscheidungen typischerweise in die besondere 
Verantwortung der Länder fallen. 

Auf Grund des Artikels 91 b GG haben Bund und 
Länder durch die Errichtung der Bund-Länder-Kom- 
mission für Bildungsplanung auf Initiative der Bun- 
desregierung im Sommer 1970 ein umfassendes In- 
strument gemeinsamer Bildungsplanung geschaffen. 
Die Aufgaben, die der Bund-Länder-Kommission 
durch das Verwaltungsabkommen vom 25. Juni 1970 
zugewiesen sind, schöpfen die durch Artikel 91 b GG 
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gegebenen Möglichkeiten aus derzeitiger Sicht nahe- 
zu optimal aus. Ein in gleicher Weise vorbehaltlos 
positives Urteil über die praktische Durchführung 
kann dagegen noch nicht gegeben werden. Denn die 
Arbeiten am Bildungsgesamtplan sind trotz inten- 
siver Bemühungen der Bundesregierung noch nicht 
abgeschlossen, die ursprünglich angestrebte weitere 
Vereinbarung zur Curriculumentwicklung ist bisher 
nicht getroffen worden. Dagegen wurde die Förde- 
rung von Modellversuchen im Bildungswesen zügig 
aufgenommen und hat zu einer besonders frucht- 
baren Zusammenarbeit geführt. 

Die sich im Bereich der gemeinsamen Bildungspla- 
nung zeigenden Schwierigkeiten sind nur zu einem 
Teil auf Unterschiede in bildungspolitischen Auffas- 
sungen zurückzuführen. Sie liegen in zumindest glei- 
chem Maße in den personellen und technischen 
Schwierigkeiten des an sich notwendigen täglichen 
Zusammenwirkens von 12 Bürokratien und politi- 
schen Entscheidungsebenen. Dringlichkeit und Um- 
fang der Aufgaben im Bildungswesen erfordern ein 
zügigeres Fortschreiten der Arbeiten, als es bisher 
objektiv möglich war. Besonders hinderlich hat sich 
das Fehlen zeitnaher statistischer Daten und Infor- 
mationen über Zustand und Entwicklung des Bil- 
dungswesens als Grundlage jeder Bildungsplanung 
erwiesen. In diesem Bereich sind die Möglichkeiten 
des Zusammenwirkens nach Auffassung der Bundes- 
regierung noch nicht erschöpft. 

Im Interesse der weiteren Entwicklung unseres Bil- 
dungswesens wird nach einer kritischen Prüfung 
des Ergebnisses der Zusammenarbeit zu überlegen 
sein, ob die Verantwortlichkeit des Bundes weiter 
verstärkt werden muß. 


3. Was hat die Bundesregierung unternommen, 
um sicherzustellen, daß in Verwirklichung der 
im Bildungsbericht 70 genannten Ziele ihrer 
Bildungspolitik in Zukunft mehr als bisher auch 
die Kinder aus benachteiligten Schichten der 
Bevölkerung eine bessere Bildung und Aus- 
bildung erhalten? 

Die Vorstellungen der Bundesregierung zur Reform 
des Bildungswesens zielen ganz wesentlich darauf 
ab, ein Bildungssystem zu schaffen, in dem Chancen- 
gleichheit und Bildungsgerechtigkeit weit mehr als 
bisher verwirklicht sind. Milieubedingte Benachteili- 
gungen sollen insbesondere durch folgende Maßnah- 
men abgebaut werden: 

1. Durch den Ausbau und die inhaltliche Reform des 
Kindergartenbereidis und der vorschulischen Er- 
ziehung-, 

die am 6. Juli 1972 gemeinsam mit den Ländern 
beschlossenen und durch die Regierungschefs des 
Bundes und der Länder am 7. Juli gebilligten vor- 
dringlichen Maßnahmen sichern die angestrebte 
Entwicklung des Kindergartenbereichs bis 1975. 

2. Durch die Ablösung des dreigliedrigen Schul- 
systems (Hauptschule, Realschule, Gymnasium) 


durch die integrierte Gesamtschule, in der vorzei- 
tige Weichenstellungen vermieden werden und 
jedem Schüler die Möglichkeit zur Entfaltung sei- 
ner Begabung gegeben wird; Vermehrung des 
Angebots an Ganztagsschulen; 

die Bundesregierung und die Mehrheit der Län- 
der haben sich im Zwischenbericht zum Bildungs- 
gesamtplan für die Einführung der integrierten 
Gesamtschule als künftige Regelform der weiter- 
führenden allgemeinbildenden Schule ausgespro- 
chen; das Angebot an Ganztagsschulen soll ver- 
mehrt werden. Als erster Schritt in dieser Rich- 
tung ist der inzwischen verbindlich gewordene 
Beschluß der Bund-Länder-Kommission für Bil- 
dungsplanung vom 7. Juli 1972 anzusehen, bis 
1976 möglichst den Schülern aller Schulen in den 
Klassen 5 und 6 einen einheitlichen Unterricht 
anzubieten (Orientierungsstufe). Auch die Min- 
derheit von Ländern, die sich noch nicht für die 
integrierte Gesamtschule aussprechen konnte, hat 
sich für die Einrichtung von Schulzentren ausge- 
sprochen. Dadurch ist von der baulichen Struktur 
her die Entwicklung auch hier offengehalten. 

3. Durch individuelle Förderung; 

das Bundesausbildungsförderungsgesetz vom 26. 
August 1971 ermöglicht auch Kindern aus ein- 
kommensschwächeren Familien eine bessere Bil- 
dung und Ausbildung. Nicht nur Studenten, son- 
dern auch Schüler von allgemeinbildenden und 
berufsbildenden Schulen (Gymnasien ab Klasse 
11, Berufsaufbauschulen, Fachschulen u. a.) haben 
bei Eignung und Leistung Anspruch auf Ausbil- 
dungsförderung, wenn sie die erforderlichen Mit- 
tel anderweitig nicht aufbringen können. Nach 
dem Stand vom 1. Juni 1972 erhielten Ausbil- 
dungsförderung : 

über 173 000 Schüler 

und 

über 225 000 Studenten. 

Auch die Einführung der Orientierungsstufe bzw. 
der integrierten Gesamtschule wird dazu beitra- 
gen, gerade auch Kinder aus benachteiligten Be- 
völkerungsschichten nicht frühzeitig auszulesen, 
sondern ihnen die zum Ausgleich ihrer Benach- 
teiligung notwendige Förderung zu geben. 

4. Verbesserung des regionalen Bildungsangebots, 
vor allem auf dem Lande; 

Bund und Länder haben im Rahmen der von 
ihnen am 7. Juli 1972 beschlossenen vordring- 
lichen Maßnahmen den verstärkten Ausbau von 
Kindergärten in ländlichen Räumen und in 
Wohngebieten mit sozio-kulturell benachteiligter 
Bevölkerung beschlossen. 


4. Wie hat sich in den letzten Jahren die Zahl der 
Kindergärten und Vorschulplätze entwickelt? 

Das Angebot von Kindergartenplätzen zeigt in den 
letzten Jahren steigende Tendenz. 
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Verfügbare Plätze im Elementarbereich 
(Kinderkrippen, Kindergärten einschließlich Schul- 
kindergärten, Kinderhorte im Bundesgebiet) 

Durchschnitt!, jährl. 


Jahr 

Plätze 

Steigerung 
absolut in v. H, 



1960 - 

-1965 

1960 

903 349 

28 254 

3,1 

1965 

1 044 619 





1965 - 

-1969 

1969 

1 195 533 

37 728 

3,6 



1969 - 

-1970 

1970 

1 251 130 

55 597 

4,7 

Besonders stark war der 

Ausbau der Schulkinder- 

gärten. 





Plätze in Schulkindergärten 




Durchschnittl. jährl. 

Jahr 

Plätze 

Steigerung 



absolut 

in V. H. 

1965 

11 060 





1965 - 

-1969 

1969 

22 190 

2 782 

25,2 



1969 - 

-1971 

1971 

48 695 

13 234 

59,6 


Bund und Länder haben am 7. Juli 1972 beschlossen, 
der Entwicklung im Elementarbereich (Kindergarten/ 
Vorschule) besondere Priorität einzuräumen. Neben 
dem Ausbau der Plätze und den Verbesserungen im 
Personalbereich wird angemessenen räumlichen Ver- 
hältnissen und verbesserter materieller Ausstattung 
besondere Bedeutung zukommen. 

Nach der Planung des Bundes und der Länder wer- 
den mittelfristig (bis 1975) folgende Plätze zur Ver- 
fügung stehen: 

für Drei- und Vierjährige 734 000 Plätze 

für Fünfjährige 751 000 Plätze 

1 485 000 Plätze 

Insgesamt sollen 1975 von den 2,48 Mio Kindern im 
Alter von drei bis fünf Jahren 60 v. H. der Alters- 
gruppe, das sind 1,48 Mio Kinder, in Kindergärten 
und Vorklassen betreut bzw. unterrichtet werden. 


5. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
zur Neugestaltung der Berufsbildung und Be- 
rufsausbildung verwirklicht bzw. eingeleitet, 
und welche besonderen Probleme haben sich 
hier ergeben? 

Ausgehend von ihrem Aktionsprogramm „Berufliche 
Bildung" hat die Bundesregierung vor allem fol- 
gende Maßnahmen verwirklicht oder eingeleitet, um 
die bestehenden Unzulänglichkeiten und Probleme 
in der beruflichen Bildung zu beheben: 

1. Die überfällige Erneuerung veralteter Ausbil- 
dungsordnungen wurde durch den Erlaß neuer 
Ausbildungsordnungen für mehr als 100 000 Aus- 
zubildende in wichtigen Berufen begonnen. Fast 
100 zu eng spezialisierte Ausbildungsberufe wur- 


den gestrichen. Viele Einzelberufe wurden in Be- 
rufsfeldern zusammengefaßt und damit der mo- 
dernen Berufswelt angepaßt. Bereits in den kom- 
menden Monaten werden weitere neue Ausbil- 
dungsordnungen erlassen. Mitte 1973 werden da- 
mit für insgesamt 500 000 Auszubildende die Vor- 
aussetzungen für eine moderne Berufsausbildung 
geschaffen sein. 

2. Diese Neuordnung der Ausbildungsberufe schafft 
zugleich die notwendige Voraussetzung für die 
zunehmende Einführung des Berufsgrundbil- 
dungsjahrs, für dessen volle Anrechnung auf die- 
Dauer der Berufsausbildung in der gewerblichen 
Wirtschaft die Bundesregierung durch ihre Rechts- 
verordnungen vom 4. Juli 1972 gesorgt hat. 

3. Betriebliche Ausbildungsordnungen (Bundeszu- 
ständigkeit) und Rahmenlehrpläne für die Berufs- 
schule (Länderzuständigkeit) waren bisher unzu- 
länglich aufeinander abgestimmt; Leidtragende 
waren die Auszubildenden. Deshalb haben die 
Bundesregierung und die Länder im Mai 1972 ein 
Verfahren für die Abstimmung und koordinierte 
Entwicklung von Ausbildungsordnungen und 
Rahmenlehrplänen vereinbart. 

4. Zur Verbesserung der Ausstattung der Berufs- 
schulen mit modernen Unterrichtsmitteln hat die 
Bundesregierung ein umfangreiches Modellvor- 
haben im Fach Elektrotechnik gestartet. Hier wer- 
den Lehrern und Schülern modernste auf die 
Berufssituation zugeschnittene Unterrichtsmittel 
(Mehrmediensystem) an die Hand gegeben. Das 
Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung über- 
prüft den Unterrichtserfolg, um ähnliche Mo- 
dellversuche auch für andere Fachbereiche ein- 
zurichten. 

5. Die derzeitige Form des Berufsschuiunterrichts 
(ein- oder zweimal wöchentlich) zerschneidet 
die betriebliche und die schulische Ausbildung. 
Größere Themenkreise können nicht im Zusam- 
menhang bearbeitet werden. Hier soll der Biock- 

j Unterricht Abhilfe schaffen. In einem Block von 
mehreren Monaten wird der Unterricht des Be- 
rufs Schuljahr es zusammengefaßt. Ein umfangrei- 
ches Modeliversuchsprogramm läuft. 

I 6. Hauptschulabgängern bietet unser Bildungssy- 
; Stern eine Vielzahl von Ausbildungs- und Weiter- 
bildungsmöglichkeiten. Die Bundesregierung will 
ihnen helfen, sich darin zurechtzufinden. Jeder 
Hauptschüler soll sich selbst ein Urteil über seine 
weiteren Möglichkeiten bilden können. Deshalb 
hat die Bundesregierung zusammen mit der Bun- 
desanstalt für Arbeit für 600 000 Hauptschulab- 
gänger und deren Eltern eine sehr instruktive 
I Beratungsbroschüre zusammengestellt, die nach 
Fertigstellung (Dezember 1972) von der Bundes- 
anstalt an allen Hauptschulen in der BRD verteilt 
wird. Gleichzeitig sollen erstmalig von den In- 
! teressenten Daten über ihre Berufswahl erhoben 
werden; dadurch soll die künftige Berufsberatung 
verbessert werden. 

I 7. über vielfach mangelnde Ausbildung der Ausbil- 
j der wurde seit langem geklagt. Die am 20. April 
i 1972 erlassene Verordnung über die Eignung der 
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Ausbilder soll künftig die berufspädagogische 
Qualifikation der Ausbilder sichern. Die Bundes- 
regierung fördert einen Fernsehlehrgang „Aus- 
bildung der Ausbilder'', der ab Januar 1973 von 
allen dritten Fernsehprogrammen ausgestrahlt 
wird. 

Es wird durch schriftliches Begleitmaterial er- 
gänzt, in Seminaren vertieft und durch Prüfungen 
bei den Kammern abgeschlossen. 

8. Zum Ausgleich unterschiedlicher Ausbildungsbe- 
dingungen in den Betrieben sowie zur Rationali- 
sierung und Verbesserung der Ausbildung arbei- 
tet die Bundesregierung an einem Schwerpunkt- 
programm für überbetriebliche Ausbildungsstät- 
ten. 

9. Die Bundesregierung setzt sich für die Einführung 
von Bildungsgängen ein, die neben einer Studien- 
berechtigung zugleich berufliche Qualifikationen 
vermitteln sollen. Entsprechende Modellversuche 
laufen, z. B. Kollegstufenversuch in NRW. 


6. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
zur Entwicklung des Hochschulbereiches ge- 
troffen? 

a) Wie hat sich auf Grund der baulichen Er- 
weiterung die Aufnahmefähigkeit der Hoch- 
schulen in den Jahren 1969 bis 1972 ent- 
wickelt? 

Die Bundesregierung hat seit 1970 etwa 80 000 Stu- 
dienplätze an wissenschaftlichen Hochschulen schaf- 
fen helfen. Demgegenüber ist die Zahl der Studie- 
renden in diesem Bereich vom Wintersemester 1969/ 
70 bis zum Wintersemester 1971/72 um etwa 73 000 
angewachsen. Der Zuwachs der Studienplätze an wis- 
senschaftlichen Hochschulen ist in diesem Zeitraum 
erstmalig höher als die Steigerungsrate der Studen- 
ten. 

Den Bemühungen der Bundesregierung und der Län- 
der ist es daher gelungen, 1972 die höchste Zuwachs- 
rate von etwa 97 000 Studenten gegenüber 1970 zu 
bewältigen, ohne daß sich das Verhältnis von neu- 
geschaffenen Flächen zur Studentenzahl verschlech- 
tert hat. Die Zuwachsraten an Studenten in den vor- 
ausgegangenen Jahren waren wesentlich geringer. 
Sie betrugen von 1968 bis 1970 etwa 72 000 Studen- 
ten und von 1966 bis 1968 nur 33 000 Studenten. 

Durch das von der Bundesregierung im Rahmen 
ihrer Sofortmaßnahmen gegen Zulassungsbeschrän- 
kungen im November 1969 konzipierte Schnellbau- 
programm 1970-71 wurden innerhalb von zwei Jah- 
ren 39 000 studentische Arbeitsplätze zusätzlich neu 
geschaffen. Das Programm umfaßte 91 Vorhaben mit 
Gesamtkosten von über 600 Mio DM. 

Im Normalprogramm für den Hochschulbau sind 
1970/71 154 Hochschulbauvorhaben mit insgesamt 
921 429 qm Hauptnutzfläche fertig geworden (siehe 
Anlage 1). Das entspricht bei Anwendung der im 
1. Rahmenplan festgelegten Richtwerte etwa 50 000 
Studienplätzen. 
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In den Geistes-, Natur- und Ingenieurwissenschaften 
erreicht der Gesamtflächenbestand in den wissen- 
schaftlichen Hochschulen damit die Richtwerte des 
Planungsausschusses: 

Fläche je Student 
vorhanden Richtwert 
1972 Planungs- 
ausschuß 

Geisteswissenschaften 4,0 m^ 4- 4,5 m^ 

Naturwissenschaften 15,1 m^ \ o 

T . IO o 2 J 15-18,0 m^ 

Ingenieur- 16,6 m^ j 

Wissenschaften 

Allerdings handelt es sich dabei um Durchschnitts- 
werte, die für die Globalplanung aussagekräftig 
sind, aber die bessere oder auch wesentlich schlech- 
tere Lage an einzelnen Hochschulen nicht in Betracht 
ziehen. 

Im gesamten Hochschulbereich ergibt sich ein ungün- 
stigeres Bild, denn in einigen Fachbereichen besteht 
noch eine Überbelegung der vorhandenen Studien- 
plätze, die jedoch bis 1976 wesentlich verringert sein 
wird, wie sich aus der Antwort zur nächsten Frage 
ergibt. 

Eine optimale Nutzung der Hochschuleinrichtungen, 
für die die Bundesregierung zur Aufstellung des 
3. Rahmenplans für den Hochschulbau konkrete Vor- 
schläge gemacht hat, wird eine gleichmäßige Belegung 
der Hochschulen ermöglichen. Ich verweise hierzu 
auf die Antwort zu 6 d). 


b) Wie soll sich die Aufnahmefähigkeit nach 
den gegenwärtigen Planungen entwickeln? 

Der Planungsausschuß hat am 7. Juli 1972 im 2. Rah- 
menplan für den Hochschulbau festgelegt, daß bis 
1976 rund 240 000 zusätzliche Studienplätze geschaf- 
fen werden. Bund und Länder wollen dafür zusam- 
men 18 Mrd DM aufwenden. Dann werden rund 
686 000 Studienplätze insgesamt verfügbar sein, de- 
nen nach den Erwartungen des Planungsausschusses 
für den Hochschulbau 745 000 Studenten im gesam- 
ten Hochschulbereich gegenüberstehen. Eine gewisse 
Überbelegung von Studienplätzen wird mithin auch 
1976 in Kauf genommen werden müssen. Nach Auf- 
fassung der Bundesregierung und aller Länderregie- 
rungen ist diese Überbelegungsquote aber vertret- 
bar. Sie kann verringert werden, wenn die Vor- 
schläge der Bundesregierung zur intensiveren Nut- 
zung (siehe Antwort zu 6 a) rasch realisiert werden. 


c) Wie ist es zu erklären, daß trotz der in die- 
ser Legislaturperiode erheblich gesteigerten 
Investitionen im Hochschulbereich das nume- 
rus-clausus-Problem noch nicht entschärft 
werden konnte? 

Die wesentliche Erhöhung der Abiturientenzahlen 
aufgrund der Bildungswerbung der 60er Jahre wurde 
nicht von den entsprechenden Maßnahmen im Hoch- 
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schulbereich begleitet. Die sich hierdurch ergebenden 
Kapazitätslücken konnten nicht in wenigen Jahren 
gefüllt werden, weil eine noch größere Steigerung 
der Mittel für Hochschulbauten auf Engpässe in der 
Bauwirtschaft stieß und auch der erforderliche Hoch- 
schullehrernachwuchs nicht zur Verfügung stand. 

Erst die von der Bundesregierung nachdrücklich ge- 
forderte und angestrebte koordinierte Planung aller 
Bereiche des Bildungswesens wird hier in den näch- 
sten Jahren Abhilfe schaffen. 

Unmittelbar nach Antritt dieser Bundesregierung ist 
jedoch der Ausbau der Hochschulen beschleunigt und 
das Ausbauvolumen, insbesondere durch das Schnell- 
bauprogramm, ganz erheblich gesteigert worden. Die 
Bundesausgaben stiegen von 616 Mio DM 1969 auf 
rund 939 Mio DM 1970 und 1270 Mio DM 1971. Für 
1972 sind rund 1,6 Mrd DM vorgesehen. 

Ausbauinvestitionen können aber nicht schon im 
gleichen Jahr spürbare Entlastung schaffen. Die nor- 
male Fertigungszeit beträgt mindestens vier Jahre, 
bei Hochschulkliniken müssen für Planung und Bau- 
durchführung sogar bis zu zehn Jahre gerechnet 
werden. 


d) Durch welche Maßnahmen stellt die Bundes- 
regierung sicher, daß die hohen Investitio- 
nen des Bundes für den Hochschulbau und 
den Studentenwohnraumbau so wirtschaft- 
lich und sparsam wie irgend möglich einge- 
setzt werden? 

Die Bundesregierung hat mit dem Hochschulstatistik- 
gesetz vom 31. August 1971 sichergestellt, daß die 
für die Hochschulplanung notwendigen Grunddaten 
erhoben werden können. 

Sie hat dafür Sorge getragen, daß Kosten- und Flä- 
chenrichtwerte in die gemeinsame Rahmenplanung 
von Bund und Ländern eingeführt worden sind. Sie 
wird darauf drängen, daß mit Bundesmitteln nur im 
Rahmen kostenbegrenzter Richtwerte gebaut wird. 
Nur dadurch werden spürbare Kostensenkungen er- 
reichbar oder weitere Kostensteigerungen vermeid- 
bar sein. 

Wirksame Maßnahmen zur rationellen Ausnutzung 
der Hochschulkapazitäten sieht die Bundesregierung 
ferner in dem Beschluß der Bund-Länder-Kommis- 
sion vom 7. Juli 1972: 

— ein etwa neun Monate dauerndes Studienjahr 
anstelle der tatsächlichen Semesterzeiten von 
jährlich insgesamt sieben Monaten einzuführen 
und 

— Regelstudienzeiten festzulegen, nach deren 
grundloser Überschreitung die Studierenden 
ihren Studienplatz verlieren. 

Zur Verwirklichung dieser und anderer Reform- 
schritte hat die Bundesregierung einen langfristigen 
Zeitplan („Reformkalender") vorgelegt, durch den 
der 3. Rahmenplan für den Hochschulbau vorbereitet 
werden soll. Mit dem Reformkalender soll der Ver- 


such unternommen werden, Hochschulausbau und 
innere Reform der Hochschulen aufeinander abzu- 
stimmen und durch die Mittelvergabe auf den Re- 
formverlauf Einfluß zu nehmen: 

Für eine genaue Bestandsaufnahme der Hochschul- 
kapazitäten soll bereits 1973 ein einheitliches Be- 
rechnungsmodell und eine Standardisierung der Be- 
rechnungsfaktoren mit den Ländern vereinbart wer- 
den, um 

— die Zulassungsquoten in numerus-clausus-Fä- 
chern festlegen, 

— Raum- und Personalengpässe beseitigen und 

— die vorhandenen Studienplätze optimal verteilen 
zu können. 

Als Vorbereitung zur Einführung der Regelstudien- 
zeiten sollen bis Ende 1973 die beruflichen Tätig- 
keitsfelder bestimmt werden, auf die die jeweiligen 
Studiengänge hinführen sollen und die Zeit, in der 
das Studienziel im Regelfall erreicht werden soll. 

Um die erforderliche Personalkapazität zu gewähr- 
leisten, sollen 1974 Lehrverpflichtungen festgelegt 
und die Hochschulen veranlaßt werden, ein konkre- 
tes, auf Studienordnungen bezogenes Lehrangebot 
zu unterbreiten. 


7. Was hat die Bundesregierung getan, um ge- 
meinsam mit den Ländern zur Verringerung des 
Lehrermangels in den Ländern beizutragen? 

Die Bundesregierung hat - gemeinsam mit den Län- 
dern - den Ausbau der Hochschulen massiv geför- 
dert. Bereits im Schnellbauprogramm hat sie sich ab 
1970 am Ausbau der Pädagogischen Hochschulen be- 
teiligt. Durch die 2. Verordnung zur Ergänzung des 
Hochschulverzeichnisses vom 15. April 1971 hat sie 
die 20 Pädagogischen Hochschulen in die gemein- 
same Planung und Finanzierung von Hochschulen 
nach Artikel 91 a des Grundgesetzes einbezogen. 

Durch diese Maßnahmen, die sich auf Grund der 
Ausbauzeiten erst im Laufe der nächsten Jahre voll 
auswirken werden, wird das Angebot an Studien- 
plätzen zur Ausbildung von Lehrern nachhaltig er- 
höht. Allein im Rahmen des Schnellbauprogramms 
konnten rd. 16 000 Studienplätze in der Fachrichtung 
Lehrerausbildung geschaffen werden. 

Bund und Länder haben damit die Voraussetzung für 
die Ausbildung einer ständig steigenden Zahl von 
Studenten für das Lehramt geschaffen. 

Studenten an Pädagogischen Hochschulen: 

Wintersemester 1959/60 26 000 

Wintersemester 1964/65 46 000 

Wintersemester 1969/70 70 800 

Wintersemester 1972/73 (Schätzung) 93 000. 

Dies wird auf die Dauer zu einer Verminderung des 
Lehrermangels führen, weil von Jahr zu Jahr erheb- 
lich mehr Lehrer zur Verfügung stehen. Im Rahmen 
einer abgestimmten Gesamtplanung werden Bund 
und Länder die zum Abbau des Lehrermangels in 
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den nächsten Jahren weiter notwendigen Maßnah- 
men treffen. 

Ferner führen Bund und Länder auch Modellversuche 
zur Linderung des Lehrermangels durch. Hervorzu- 
heben sind insbesondere: 

a) die Entwicklung und Erprobung eines verkürzten 
Studiengangs für Lehrer aller Stufen unter Ein- 
beziehung der schulpraktischen Ausbildung 

b) die Entwicklung von Ausbildungsmodellen für 
Schulassistenten zur Entlastung der Lehrer von 
nicht-pädagogischen Aufgaben sowie für Mithilfe 
bei einfachen pädagogischen Aufgaben 

c) Modellversuche zur berufsbegleitenden Befähi- 
gung von Lehrern derselben Schulform für den 
Unterricht in Mangelfächern. 


8. Wie haben sich die Ausgaben für Bildung und 
Wissenschaft im Bundeshaushalt gegenüber 
früheren Jahren entwickelt? Hat die hohe 
Priorität, die die Bundesregierung diesem Be- 
reich in ihrer Regierungserklärung eingeräumt 
hat, auch in der Entwicklung des Haushalts 
Ausdruck gefunden? Welche Möglichkeiten sieht 
die Bundesregierung, eine hohe Priorität für den 
Bildungsbereich auch in Zukunft zu sichern? 

Die Ausgaben des Bundes für Bildung und Wissen- 
schaft haben sich gegenüber früheren Jahren wie 
folgt entwickelt: 

- in Mrd DM - 

1967 1968 1969 1970 1971 1972*) 

3 576,0 3 650,0 4 220,3 5 378,0 7 304,3 8 414,1 

Mittlere Steigerungsrate dieser Ausgaben 
1967-1969: 8,64 v. H. 

1970-1972: 25,12 v. H. 

*) vorläufiges Soll 


Diese Zahlen spiegeln eindeutig die hohe Priorität 
wider, die diese Bundesregierung dem Bereich von 
Bildung und Wissenschaft eingeräumt hat. 

Auch in Zukunft kann dem Bildungsbereich eine 
hohe Priorität gesichert werden 

— durch eine sorgfältige, an den Möglichkeiten des 
Wirtschaftswachstums ausgerichtete langfristige 
Planung 

— durch die Einräumung von Steigerungsraten für 
die Ausgaben des Bildungsbereichs in den Haus- 
halten des Bundes, der Länder und Gemeincien, 
die die durchschnittlichen Steigerungsraten der 
Haushalte übertreffen 

— durch eine konsequente Fortsetzung der mit den 
Ländern in diesem Bereich begonnenen Zusam- 
menarbeit und das Bemühen der verantwort- 
lichen Politiker, für diese Politik die Unterstüt- 
zung der Parlamente und der Öffentlichkeit zu 
erhalten. 


9. Kann die Bundesregierung einen Überblick dar- 
über geben, was im Bereich der Bildung in der 
Regierungserklärung vom 28. Oktober 1969 an- 
gekündigt und was verwirklicht bzw. einge- 
leitet worden ist? 

Auf die als Anlage 2 beigefügte Übersicht über die 
in der Regierungserklärung vom 28. Oktqber 1969 
angekündigten und inzwischen verwirklichten oder 
eingeleiteten Maßnahmen wird verwiesen. Die Über- 
sicht bezieht neben dem Bereich Bildung auch den 
Bereich Wissenschaft mit ein, da sich beide Bereiche 
nicht durchgängig trennen lassen. 

Dohnanyi 
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Übersicht über die 1970 und 1971 fertiggestellten gemeinsam finanzierten 
Bauvorhaben nach Fadiriditungen, Hauptnutzfläche und Gesamtkosten 
- ohne Schnellbauprogramm - 


Anlage 1 

Stand: 21.2. 1972 

ZU Frage 6 a) 


1 

Fachrichtung 1 

1 

Anzahl der Vorhaben 

Hauptnutzfläche in m^ 

Gesamtkosten 

Gesamt- 
kosten 
pro m2 HNF 

i 

insgesamt | 

davon fertig 

fertiggestellt j 

insgesamt 

in 1000 
DM 

V. H. 

1970 1 

1971 1 

1970 ' 

1971 1 

1 

V. H. 

1 

2 

3 1 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

1. Geistes- und Sozialwissenschaften 











a) Rechts-, Sozial- und Wirt- 

1 

1 

- 

2 536 

- 

2 536 

0,2 

4 141 

0,1 

1 632 

Schaftswissenschaften 











b) Kultur- und Sprachwissen- 

8 

3 

5 

11 840 

30 331 

42 171 

4,6 

74 914 

2.6 

1 776 

schäften 











c) Sonstige Geisteswissenschaften 

6 


6 

- 

64 040 

64 040 

7,0 

182 194 

6,3 

2 845 

d) Lehrerbildung 

6 


5 

8 304 

24 838 

33 142 

3,6 

76 232 

2,6 

2 300 

zusammen 

21 

5 

16 

22 680 

119 209 

141 889 

15,4 

337 481 

11,6 

2 378 

2. Mathematik und Naturwissen- 


. 









schäften 











a) Mathematik 

4 

2 

2 

6 648 

2 634 

9 282 

1,0 

29 664 

1,1 

3 195 

b) Physik 

6 

3 

3 

13 876 

17 675 

31 551 

3,4 

81 360 

2,8 

2 578 

c) Chemie 

5 

2 

3 

23 379 

9 720 

33 099 

3,6 

127 934 

4,4 

3 865 

d) Biologie 

7 

1 

6 

4 300 

19 137 

23 437 

2,5 

72 314 

2,5 

3 085 

e) Sonstige Naturwissenschaften 

9 

1 

8 

2 336 

61 440 

63 776 

7,0 

484 185 

16,6 

7 591 

zusammen 

31 

9 

22 

50 539 

110 606 

161 145 

17,5 

795 457 

27,4 

4 936 

3. Ingenieurwissenschaften 

1 

i 




1 

i 

1 




a) Bergbau und Hüttenwesen 

2 


2 

- 

4 082 1 

j 4 082 

0,4 ’ 

9 100 

0,3 

2 230 

b) Maschinenbau 

4 

2 

2 

2 130 

1 158 1 

i 3 288 

0,4 

7 546 

0,3 

2 295 

c) Bauingenieurwissenschaften 

3 

1 

2 

3 757 

19 981 

23 738 

2,6 

62 590 

2,1 

2 637 

Architektur 

3 


2 , 

3 001 

7 420 

10 421 

1,1 i 

26 135 

0,9 

2 508 

d) Elektrotechnik 


1 



1 





1 

e) Sonstige Ingenieurwissen- 

3 

- 

3 

- 

i 8 948 

8 948 

1,0 1 

14 728 

0,5 

' 1 646 

1 

schaften 

1 




1 






zusammen 

15 i 

4 

11 

8 888 

i 41 589 

50 477 

1 5,5 

120 099 

4,1 

2 379 

4. Humanmedizin 

! i 


1 


1 

1 

1 

1 

j 


1 

1 

a) Theoretische Medizin 

24 

11 

13 

72 333 

52 211 

124 544 

13,5 

418 413 

14,4 

3 360 

b) Kliniken 

36 

1 15 

21 

42 682 

156 280 

198 962 

21,6 

620 667 

21,3 

3 120 

c) Med. Hilfseinrichtungen 

16 

7 

9 

32 817 

30 771 

63 588 

6,9 

i 125 741 

4,3 

1 977 

d) Zahnmedizin 

1 1 


1 


1 1 685 

i 1 685 

0,2 

1 2 600 

1 0,1 

1 543 

zusammen 

77 

33 

44 

147 832 

240 947 

388 779 

1 42,2 

1 167 421 

40,1 

1 


1) nur Pädagogische Hochschulen in NRW. 
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5. Pharmazie 

3 

1 

2 

3 753 

3 030 

6 783 

0,7 

28 143 

1,0 

4 150 

6. Veterinärmedizin 

2 


1 

5 369 

1 938 

7 307 

o 

00 

36 027 

1,3 

4 930 

7. Land- und Forstwirtschaft 

9 

4 

5 

36 256 

14518 

50 774 

5,5 

100 897 

3,5 

1 987 

8. Mehrzweckgebäude 

6 

3 

3 

10 875 

21 219 

32 094 

3,5 

73 519 

2,5 

2 290 

9. Zentrale Einrichtungen 











a) Sportstätten 

2 

1 

1 

4 145 

9 731 

13 876 

1,5 

21 439 

0,7 

1 545 

b) Zentrale Hörsäle 

2 

1 

1 

4 225 

4 590 

8 815 

0,9 

50 164 

1,7 

5 690 

c) Bibliotheken 

1 

- 

1 


8 268 

8 268 

0,9 

13 271 

0,5 

1 605 

d) Studentische Einrichtungen 

1 6 

1 

5 

1 023 

21 134 

22 157 

2,4 

91 877 

3,2 

' 4 147 

e) Sonstige zentrale Einrichtungen ! 

1 13 

5 

8 

16 580 

1 12 485 

29 065 ^ 

3,2 

69 456 

2,4 

1 2 390 

zusammen 

24 1 

1 8 

16 

j 25 973 

56 208 

82 181 

8,9 

246 207 

8,5 

- 

10. Gesamtplanungskosten 

1 

- 

1 


- 

! 

- 

1 

: 


1 

11. Grunderwerb und Erschließungs- 
kosten 


- 

1 

i ' 

- 

- 

- 

1 

1 

! 

- 

Insgesamt 

188 

1 68 

120 

312 165 

609 264 

1 921 429 

1 100 

2 905 251 

100 

1 

1 


I 

1 


CO 
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Anlage 2 
zu Frage 9 

„Anspruch in der Regierungserklärung - Verwirklichung in der 
politisdien Arbeit" 

Vergleichende Übersicht über in der Regierungserklärung vom 28. Oktober 
1969 formulierte Absichten für die Politik in Bildung und Wissenschaft 
und über eine Auswahl wichtiger politischer Arbeiten in diesem Feld. 


L Bildung 

1. Nicht planlos reparieren 

Mit diesem Hohen Hause sind wir uns wohl darin 
einig, daß die Aufgaben von Bildung und Wissen- 
schaft nur gemeinsam von Bund, Ländern und Ge- 
meinden gelöst werden können. Der 5. Deutsche 
Bundestag hat für die Zusammenarbeit von Bund 
und Ländern eine Reihe neuer Möglichkeiten ge- 
schaffen, die diese Bundesregierung voll ausschöp- 
fen wird; sie will den Ländern - ohne deren Zu- 
ständigkeit anzutasten - helfen. 

Schwere Störungen des gesamten Bildungssystems 
ergeben sich daraus, daß es bisher nicht gelungen 
ist, die vier Hauptbereiche unseres Bildungswesens 
- Schule, Hochschule, Berufsausbildung und Er- 
wachsenenbildung - nach einer durchsichtigen und 
rationalen Konzeption zu koordinieren. 

Am 12. Juni hat die Bundesregierung dem 
Parlament den „Bifdungsbericht 70“ zuge- 
leitet. Zum ersten Mal hat damit eine Bundes- 
regierung bildungspolitische Ziele und ein 
geschlossenes Reformkonzept für die gesamt- 
staatliche Entwicklung formuliert und zur Dis- 
kussion gestellt. 

Solange aber ein Gesamtplan fehlt, ist es nicht mög- 
lich, Menschen und Mittel so einzusetzen, daß ein 
optimaler Effekt erzielt wird. 

Die Bundesregierung hat auf Grund des Artikels 
91 b GG eine klare verfassungsrechtliche Grundlage 
für eine Bildungsplanung gemeinsam mit den Län- 
dern erhalten. Besonders dringlich ist ein langfristi- 
ger Bildungsplan für die Bundesrepublik für die 
nächsten 15 bis 20 Jahre. Dieser dem Bundestag und 
den Länderparlamenten vorzulegende Plan soll 
gleichzeitig erklären, wie er verwirklicht werden 
kann. Gleichzeitig muß ein nationales Bildungs- 
budget für einen Zeitraum von 5 bis 15 Jahren auf- 
gestellt werden. 

Die Bundesregierung wird in den Grenzen ihrer 
Möglichkeiten zu einem Gesamtbildungsplan bei- 
tragen. Das Ziel ist die Erziehung eines kritischen, 
urteilsfähigen Bürgers, der imstande ist, durch einen 
permanenten Lernprozeß die Bedingungen seiner 
sozialen Existenz zu erkennen und sich ihnen ent- 
sprechend zu verhalten. Die Schule der Nation ist 
die Schule. Wir brauchen das 10. Schuljahr und wir 
brauchen einen möglichst hohen Anteil von Men- 
schen in unserer Gesellschaft, der eine differenzierte 
Schulausbildung bis zum 18. Lebensjahr erhält. Die 
finanziellen Mittel für die Bildungspolitik müssen 


j in den nächsten Jahren entsprechend gesteigert 
! werden. 

\ 

\ Die Bundesregierung wird sich von der Erkenntnis 
\ leiten lassen, daß der zentrale Auftrag des Grund- 
I gesetzes, allen Bürgern gleiche Chancen zu geben, 
\ noch nicht annähernd erfüllt wurde. Die Bildungs- 
I Planung muß entscheidend dazu beitragen, die 
soziale Demokratie zu verwirklichen. 

Am 25. Juni 1970 haben Bund und Länder das 
Abkommen über die Errichtung einer ge- 
meinsamen Kommission für Bildungsplanung 
geschlossen. 

— Aufgabe der Kommission ist es, ein Pro- 
gramm von Bund und Ländern zu entwer- 
fen, das trotz mancher unterschiedlicher 
Zielvorstellungen ein gemeinsames Vor- 
gehen in den nächsten Jahren möglich 
macht und zukunftsorientierte Lösungen 
fördert. 

— Diese Kommission hat am 18. Oktober 
1971 einen Zwischenbericht für einen Bil- 
dungsgesamtplan verabschiedet. Die lang- 
fristige Sachplanung ist damit vorgezeich- 
net: Ein hohes Maß an Einheitlichkeit der 
bildungspolitischen Zielvorstellungen ist 
erreicht. 

— Unterschiedliche Auffassungen stehen sich 
noch gegenüber 

— zur Frage der Einführung der Gesamt- 
schule 

I — zur Organisation der Orientierungs- 

stufe (Klassen 5 und 6) 

I — zur einheitlichen Lehrerbildung. 

! Hierzu vertritt die Minderheit der CDU/CSU 

j regierten Länder andere Auffassungen als die 

Mehrheit in der Bund-Länder-Kommission. 
Der deutsche Bildungsrat, frei von jeder 
Parteienposition, hat im Februar 1972 fest- 
gestellt, daß der Zwischenbericht „einen be- 
deutenden Schritt in der bildungspolitischen 
Entwicklung darstellt", weil zum ersten Mal 
ein Gesamtkonzept des Bildungswesens in 
I der Planung erreicht worden ist. 

I Die Ministerpräsidenten der Länder und der 

Bundeskanzler haben am 26. Mai 1972 den 
Zwischenbericht einstimmig als „geeignete 
Grundlage für einen Bildungsgesamtplan" be- 
zeichnet. 

Ein mittelfristiges Programm vorrangiger 
Maßnahmen zur Erneuerung von Kindergär- 
ten, Schule, Ausbildung und Weiterbildung 
bis 1975 ist am 7. Juli 1972 von Bund und 
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Ländern verabschiedet worden. Schwerpunkte 
liegen beim Ausbau der Kindergärten, in der 
beruflichen Bildung und bei der Einführung 
der „Orientierungsstufe". 

Die Investitionen in den Hochschulen sollen 
besser genutzt werden. Statt 2 Semestern von 
etwa 7 V 2 Monaten Dauer soll ein etwa 
9 Monate dauerndes Studienjahr eingeführt 
werden. Studenten sollen verpflichtet wer- 
den, die festgelegten Regelstudienzeiten ein- 
zuhalten. 

Noch in Arbeit ist das langfristige Bildungs- 
budget. Dies ist der erste Versudi, für einen 
großen Bereich die langfristige Mittelanfor- 
derung einzuplanen. Dabei werden notwendi- 
gerweise auch die anderen staatlichen Auf- 
gaben wie Verkehr, Soziales, Umweltschutz 
usw. berührt. Kostenschätzungen für diese 
Bereiche gibt es noch nicht in gleicher Weise 
wie für den Bildungsbereich. 


2. Schnell und wirksam helfen 

Der Ausbau der Hochschulen muß verstärkt voran- 
getrieben werden. 

Um eine kurzfristige Erweiterung der Kapazitäten 
der Hochschulen zu erreichen, soll ein möglichst 
großer Teil der Mittel für den Hochschulbau sofort 
für solche Bauten bereitgestellt werden, die durch 
eine Rationalisierung des Bauverfahrens innerhalb 
von 12 bis 15 Monaten schlüsselfertig zur Verfü- 
gung stehen können. 

Hochschulbauausgaben des Bundes 1970: 52 
V. H. mehr gegenüber 1969, 1972 bereits 1,6 
Mrd. DM, das sind etwa 1 Mrd. DM mehr als 
1969. Der 1. Rahmenplan für den Hochschulbau 
1971 bis 1975 wurde im Sommer 1971 fertig- 
gestellt: Vergrößerung der Zahl der Studien- 
plätze gegenüber 1969/70 um rund 50 v. H. 
auf 665 000. Der 2. Rahmenplan (für 1973 bis 
1976) wurde am 7. Juli 1972 verabschiedet: 
Mit 18 Mrd. DM soll die Überbelegung der 
Hochschulen energisch angegangen, das An- 
gebot an Studienplätzen wird regional gleich- 
mäßiger sein. Die Rahmenpläne gelten auch 
für die Pädagogischen Hochschulen und für 
Fachhochschulen: Ein einheitliches Hochschul- 
system wird geschaffen. 


3. Viel Geld ausgeben und doch sparen 

Die Bundesregierung wird prüfen, wie den Ländern 
bei der Überwindung des numerus clausus in 
wesentlichen Fachbereichen am besten geholfen 
werden kann. 

Das Ausbauprogramm schafft vor allem in 
Engpaßfächern neue Kapazitäten: Die Bundes- 
regierung hat seit 1970 etwa 80 000 Studien- 
plätze an wissenschaftlichen Hochschulen 
schaffen helfen. Demgegenüber ist die Zahl 
der Studierenden in diesem Bereich vom 


Wintersemester 1969/70 bis zum Winterseme- 
ster 1971/72 um etwa 73 000 angewachsen. 
Der Zuwachs der Studienplätze an wissen- 
schaftlichen Hochschulen ist in diesem Zeit- 
raum erstmalig höher als die Steigerungs- 
rate der Studenten. 

Durch das von der Bundesregierung im Rah- 
men ihrer Sofortmaßnahmen gegen Zulas- 
sungsbeschränkungen im November 1969 
konzipierte Schnellbauprogramm 1970/71 
wurden innerhalb von zwei Jahren 39 000 
studentische Arbeitsplätze zusätzlich neu ge- 
schaffen. Das Programm umfaßte 91 Vor- 
haben mit Gesamtkosten von über 600 Mio 
DM. 

Im Normalprogramm für den Hochschulbau 
sind 1970/71 154 Hochschulbauvorhaben mit 
insgesamt 921 429 qm Hauptnutzfläche fertig- 
geworden. Das entspricht bei Anwendung der 
im 1. Rahmenplan festgelegten Richtwerte 
etwa 50 000 Studienplätzen. 

Wirksame Maßnahmen zur rationellen Aus- 
nutzung der Hochschulkapazitäten enthält 
der Beschluß der Bund-Länder-Kommission 
vom 7. Juli 1972: 

— ein etwa neun Monate dauerndes Studien- 
jahr anstelle der tatsächlichen Semester- 
zeiten von jährlich insgesamt sieben Mo- 
naten einzuführen und 

— Regelstudienzeiten festzulegen, nach 
deren grundloser Überschreitung die Stu- 
dierenden ihren Studienplatz verlieren. 

Zur Verwirklichung dieser und anderer Re- 
formschritte hat die Bundesregierung einen 
langfristigen Zeitplan („Reformkalender") 
vorgelegt, durch den der 3. Rahmenplan für 
den Hochschulbau vorbereitet werden soll. 
Mit dem Reformkalender soll der Versuch 
unternommen werden, Hochschulausbau und 
innere Reform der Hochschulen aufeinander 
abzustimmen und durch die Mittelvergabe 
auf den Reformverlauf Einfluß zu nehmen. 
Die Rationalisierung von Bauplanung, Bau- 
ausführung und Nutzung von Hochschulen 
und Studentenwohnraum wird vorangetrie- 
ben: Richtwerte für Kosten und Nutzflächen 
wurden festgelegt, die nur in besonders be- 
gründeten Fällen überschritten werden sollen. 
Fertigbauverfahren werden verstärkt einge- 
setzt, um schneller und billiger zu bauen. Die 
Erneuerung des Bildungswesens kostet sehr 
viel Geld. Umso wichtiger ist es, die Mittel 
sparsam und rationell für das wirklich Not- 
wendige einzusetzen. 

Wohnraumnot führt zum „sozialen numerus 
clausus". Studenten wohnraumbau ist die not- 
wendige Ergänzung zum Ausbau der Hoch- 
schulen. 

Eine mit dem Hochschulausbau abgestimmte 
Konzeption für den Studentenwohnraumbau 
liegt vor. 

Mehr Studienplätze heißt: Neue Bauten, mehr 
Lehrkräfte. 
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Durch das Graduiertenförderungsgesetz wird 
der wissenschaftliche Nachwuchs intensiv ge- 
fördert. Der Bund trägt zunächst 75 v. H. der 
Kosten. Bundesausgaben hierfür 1972 90 Mio 
DM. Diese Mittel reichen aus, um jährlich 
knapp 20 v. H. der Absolventen eines for- 
schungsorientierten Hochschulstudiums wei- 
ter zu fördern. 

Das Hochschulstatistikgesetz, das im Juni 
1971 verabschiedet wurde, sichert der Bil- 
dungsplanung im Hochschulbereich verläß- 
liche Grundlagen. 

4. Kein Ausbau ohne innere Erneuerung 

Zu den neuen Aufgaben der Bundesregierung ge- 
hört es, ein Hochschulrahmengesetz vorzulegen. Ein 
solches Gesetz wird auch die Lage der bisherigen 
Fachhochschulen im Rahmen eines Gesamthoch- 
schulsystems zu berücksichtigen haben. Fragen der 
Personal Struktur stehen zunächst im Mittelpunkt. 

Der Bund hat nach Artikel 75 I 1 a GG das 
Recht, „allgemeine Grundsätze des Hochschul- 
wesens“ in einem Rahmengesetz zu regeln. 
Die Länder müssen diesem Gesetz im Bundes- 
rat zustimmen, wenn es wirksam werden soll. 
Der Regierungsentwurf zum Hochschulrah- 
mengesetz wurde am 3. Dezember 1970 vom 
Bundeskabinett beschlossen und am 10. März 
1971 nach Beratungen im Bundesrat in den 
Deutschen Bundestag eingebracht. 

Das Gesetz wurde von den Ausschüssen mit 
Mehrheit gegen die Stimmen der CDU/CSU 
verabschiedet, konnte aber wegen der ver- 
änderten parlamentarischen Lage nicht mehr 
verabschiedet werden. Durch eine Änderung 
von Artikel 91 a GG am 31. Juli 1970 wurden 
die Voraussetzungen dafür geschaffen, daß 
auch die Fachhochschulen in die Gemein- 
schaftsaufgabe Hochschulbau einbezogen 
werden konnten. 


5. Mehr Bildung für mehr Menschen 

Die Hochschulreform ist aber nur ein Teil der vor 
uns liegenden Reformen unseres allgemeinen Bil- 
dungswesens. Die Bildungspolitik kann und darf 
nicht mehr nach Ausbildungsstufen isoliert betrach- 
tet werden. 

Der Bund fördert gemeinsam mit den Ländern 
ein umfangreiches Programm für die Erneue- 
rung in Kindergärten, Schulen, Hochschulen 
und in der Weiterbildung. 

Für Versuche und Modelle hat der Bund diese 
Mittel bereitgestellt bzw. geplant: 

1970 Beginn der Förderung 

1971 31,0 Mio DM (Istausgabe) 

1972 75,7 Mio DM (Soll) 

Für den Bereich der beruflichen Bildung 
wurde im November 1970 das Aktionspro- 
gramm der Bundesregierung vorgelegt. 


Die Ausbildungsordnungen in der berufli- 
chen Bildung werden erneuert (bis 1973 für 
500 000 von 1,3 Mio Auszubildenden), die 
Berufsbilder zusammengefaßt. 

Zur Verzahnung beruflicher und allgemeiner 
Bildungsgänge werden bereits jetzt zahl- 
reiche Modellversuche durch den Bund gezielt 
gefördert. Der Teilzeitunterricht in der beruf- 
lichen Bildung soll durch zusammenhängende 
Unterrichtsblöcke und durch Kursunterricht 
abgelöst werden. Berufliche Bildung und all- 
gemeine Bildung werden verbunden. Eine Ge- 
samtschuloberstufe mit beruflichen, studien- 
bezogenen und kombinierten Abschlüssen ist 
vorgesehen, die mit einer beruflichen Quali- 
fikation auch den Hochschulzugang eröffnet. 
Der Bundesminister für Bildung und Wissen- 
schaft wird für den Bereich der beruflichen 
Bildung eine generelle Grundsatz- und Ko- 
ordinierungskompetenz erhalten. Für die kon- 
krete Ordnung und Förderung der Berufsaus- 
bildung sollen jeweils die Fachressorts zu- 
ständig bleiben. 

Das Bundesausbildungsförderungsgesetz ist 
am 1. Oktober 1971 wirksam geworden. 
Chancengleichheit im Bildungswesen setzt 
breite Ausbildungsförderung voraus; Für 
Schüler, Berufstätige, die Bildung nachholen 
wollen, und Studenten. Die einheitliche Aus- 
bildungsförderung trägt dazu bei, bisher ge- 
trennte Ausbildungsgänge enger zu ver- 
klammern. 

Alle Kinder, die den Kindergarten besuchen, 
alle Schüler und Studenten sind seit 1. April 
1971 gegen Unfälle versichert. 

Vordringlich werden auch die modernen Unterrichts- 
Technologien und das Fernstudium anzuwenden 
sein. 

Entwicklung und Anwendung verschiedener 
Formen der programmierten Unterweisung 
und der audiovisuellen Bildungshilfen wer- 
den erforscht. Die Anwendung der Datenver- 
arbeitung im Bildungswesen ist ein Schwer- 
punkt des 2. Datenverarbeitungs-Programms 
der Bundesregierung. Allein in den Jahren 
1971 und 1972 werden dafür 26 Mio DM auf- 
gewendet. Unterrichtstechnologische Hilfen 
(Dias, Unterrichtsprogramme, Fernsehkasset- 
ten, computergestützter Unterricht) für die 
Berufsfelder Elektronik und metallverarbei- 
tende Berufe werden ausgearbeitet: Lehrpro- 
gramme mit Fernkursen im Medienverbund 
zur Ausbildung von Ausbildern in den Betrie- 
ben werden ab 1973 ausgestrahlt. 

Bildung, Ausbildung und Forschung müssen als ein 
Gesamtsystem begriffen werden, das gleichzeitig 
das Bürgerrecht auf Bildung sowie den Bedarf der 
Gesellschaft an möglichst hochqualifizierten Fach- 
kräften und an Forschungsergebnissen berücksich- 
tigt. 

Die Ausbaupläne für die Hochschulen grün- 
den sich auf Studien im Aufträge des Wissen- 
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Schaftsrates und des BMBW. Die Gutachten, 
die unter Leitung von Prof. Dr. Hans-Peter 
Widmaier und Dr. Laszlo Alex entstanden 
sind, lassen in ihrer Bedarfsschätzung erken- 
nen, daß der Bedarf an hochqualifizierten 
Arbeitskräften in den 70er Jahren in etwa 
der voraussichtlichen Zahl an Hochschulab- 
solventen entspricht. Die Gefahr des „Akade- 
mikerproletariats'' besteht zwar nicht, jedoch 
können sich in einzelnen Fachrichtungen die 
Berufsaussichten verschlechtern. 


II. Wissenschaft 

1. Forschung für die Gesellschaft 

Grundlegende Reformen in Bildung und Forschung 
sind zugleich Bedingung für die zukünftige wirt- 
schaftliche Wettbewerbsfähigkeit unseres Landes. 

Neuerdings wird viel über die technologische Lücke, 
über den Mut zur Lücke und über rationale Kriterien 
für die Festsetzung von Prioritäten in und zwischen 
den verschiedenen Kategorien der Forschung dis- 
kutiert. 

Im März 1972 hat die Bundesregierung den 
Forschungsbericht IV vorgelegt. Wissen- 
schaftsförderung und Wissenschaftspolitik 
werden konkreten Aufgaben zugeordnet: 
Forschung legt Grundlagen für Gesundheit, 
Umweltschutz, Ernährung, hilft Probleme im 
Verkehrswesen, bei der Information der 
Energieversorgung, beim wirtschaftlichen 
Wachstum lösen. Grundlagenforschung schafft 
dafür die Basis. 

Ein Land von der Größe der Bundesrepublik kann 
und muß auch heute noch die Grundlagenforschung 
in ihrer ganzen Breite fördern. Dies steht nicht in 
Widerspruch zur Auswahl von Schwerpunkten für 
die staatliche Förderung von Forschung und Ent- 
wicklung, die wegen der begrenzten Mittel uner- 
läßlich ist. 

über die Deutsche Forschungsgemeinschaft 
(DFG) ist die Grundlagenforschung in den 
Hochschulen und in außeruniversitären For- 
schungseinrichtungen gefördert worden. Bei 
einer Steigerungsrate von ca. 30 v. H. stieg 
die anteilige Förderung des Bundes von 
1969 mit ca. 122 Mio DM auf ca. 159 Mio DM 
im Jahre 1972 einschließlich der Sonderfinan- 
zierung des Bundes. 

In der Hochschulforschung sind Schwerpunkte 
durch den Ausbau des Förderungsprogramms 
für die Sonderforschungsbereiche gebildet 
worden, um die seit den sechziger Jahren 
drohende Auswanderung der Forschung aus 
den Hochschulen aufzuhalten. Der Bundeszu- 
schuß betrug 1969 ca. 11 Mio DM; er beträgt 
1972 ca. 106 Mio DM. 


Für die allgemeine Grundlagenforschung in 
der Max-Planck-Gesellschaft (MPG) hat die 
Bundesregierung 1969 ca. 132 Mio DM aufge- 
wendet, die bei einer Steigerung von ca. 60 
V. H. auf ca. 211 Mio DM im Jahre 1972 an- 
stiegen. Auch hierin sind Sonderfinanzierun- 
gen des Bundes enthalten. 

Hinzu kommen die Förderungsbeträge für 
kleinere Forschungseinrichtungen und For- 
schungsprojekte der allgemeinen Grundlagen- 
forschung. 

Die Förderung des wissenschaftlichen Nach- 
wuchses {Graduiertenförderung) stärkt die 
Forschung an den Hochschulen. 

Auch in den staatlichen Forschungszentren 
wird intensiv in der Grundlagenforschung ge- 
arbeitet. 

„Wir werden die Initiative des Herrn Bundespräsi- 
denten auf greifen und die Friedensforschung - im 
Wissen um die begrenzte Zahl der dafür gegenwär- 
tig zur Verfügung stehenden Kräfte - koordinieren, 
ohne die Unabhängigkeit dieser Arbeit zu beein- 
trächtigen." 

Gründung der Deutschen Gesellschaft für 
Friedens- und Konflilctforschung am 28. Ok- 
tober 1970. Mittel für 1971: 1,7 Mio DM. Für 
1972 sind 2,5 Mio DM vorgesehen. 

2. Technisdie Entwicklung für die Welt von morgen 

Die Bundesregierung beabsichtigt^ verstärkt Haus- 
haltsmittel für die Förderung der Informatik und 
der Entwicklung von Computer-Sprachen einzuset- 
zen. Diese Seite der Datenverarbeitung ist beson- 
ders umfangreich und erfordert mehr Mittel als die 
Entwicklung der eigentlichen Rechenmaschinen. Man 
übertreibt nicht, wenn man der Computertechnik 
eine katalytische Wirkung nicht allein für die ge- 
samte wissenschaftlich-technische Entwicklung zu- 
spricht, sondern weit darüber hinaus auch für die 
industrielle Produktion die Verwaltung und andere 
Bereiche. 

Neue Ziele der Technologiepolitik werden 
nicht nur in Zuwachsraten der Forderungs- 
beträge deutlich. Das Forschungs- und Ent- 
wicklungspotential wird genutzt, um drän- 
gende Probleme in Umweltschutz, Medizin, 
Verkehr, Ernährung oder Rohstoffversorgung 
zu lösen. 

Das 2. Datenverarbeitungs-Programm der 
Bundesregierung wurde, am 26. Oktober 1971 
verabschiedet: 

Umfang des Programms 2,4 Mrd. DM in fünf 
Jahren gegenüber 361 Mio DM im Vierjahres- 
zeitraum davor. Schwerpunkte des Pro- 
gramms sind Ausbildung und Anwendung, 
da hier die kritischen Engpässe liegen. 

Ein neues Programm zur Förderung von 
Meeresforschung und Meerestechnik wurde 
im Sommer 1972 vorgelegt: 
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Umfang der öffentlichen Mittel ca. 700 Mio 
DM in 4 Jahren. Das ist doppelt so viel wie 
in den vergangenen 6 Jahren. 

In Kernforschung und Kerntechnik hat die 
Bundesrepublik beachtliche Ergebnisse aufzu- 
weisen: Der internationale Standard ist er- 
reicht. Nun gilt es, neue Schwerpunkte zu 
setzen. 

Die Forschung in der Plasma- und Fusions- 
physik wird vorangetrieben: Die Energievor- 
räte für Fusionsreaktoren wären praktisch un- 
begrenzt. 

Der Bau eines Prototyp-Kernkraftwerks einer 
neuen Baulinie (mit Thorium-Hochtempera- 
tur-Reaktor) wurde am 16. Juli 1970 be- 
schlossen. Der Bau eines Schnellen Brutreak- 
tors als Prototyp wird vorbereitet. Das 4. 
Atomprogramm der Bundesregierung wird 
vorbereitet. 

Ein Forschungsprogramm zur weiteren Ver- 
besserung der Reaktorsicherheit wurde einge- 
leitet. Die Mittel dafür wurden von 5 Mio DM 
1969 auf 30 Mio DM 1972 versechsfacht. 1972 
bis 1976 sollen dafür fast 190 Mio DM aufge- 
wendet werden. Die Sicherheit der Bevölke- 
rung ist auch beim Einsatz der Kernenergie 
zur Stromerzeugung oberstes Gebot. Die Ge- 
nehmigung zum Bau eines Kernkraftwerkes, 
das erstmalig in der Welt in unmittelbarer 
Großstadtnähe errichtet werden soll, wurde 
verschoben. 

Weltraumtechnik und Weltraumforschung 
werden mit verstärkter Ausrichtung auf inter- 
nationale Gemeinschaftsprogramme fortent- 
wickelt. 

Die europäische Weltraumforschungsorgani- 
sation ESRO wird künftig das Schwergewicht 
auf Anwendungssatellitenprogramme legen. 
Die Arbeiten am deutsch-französischen Fern- 
meldesatelliten SYMPHONIE werden pro- 
grammgemäß fortgesetzt. 

Mit Montage und Test des Prototyps des 
Forschungssatelliten AEROS wurde begon- 
nen, die Entwicklung der Sonnensonde 
HELIOS wurde fortgesetzt. Untersuchungen 
über einen Fernsehrundfunksatelliten für 
Direktempfang sowie für einen Erderkun- 
dungssatelliten werden durchgeführt. 

3. Wissenschaft reicht über die Grenzen 

,,Wir sind uns bewußt, daß moderne Forschungsvor- 
haben weltweit miteinander verflochten sind. Wir 
werden jede internationale, vor allem europäische 
Arbeitsteilung auf diesem Gebiet fördern. In Eu- 
ropa gibt es eine Gemeinschaft der Wissenschaftler, 
die in ihrer Leistungsfähigkeit hinter den amerika- 
nischen und sowjetrussischen dann nicht zurückzu- 
stehen braucht, wenn sie es lernt, ihre Kräfte zu 
vereinigen." 

Internationale Wissenschaftspolitik ist breit 
gefächert. Einige Beispiele: 


— Die europäischen Regierungen sollen sich 
nach Vorschlägen der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften, die von der 
Bundesregierung nachhaltig unterstützt 
werden, verpflichten, Projekte der Zusam- 
menarbeit zwischen einzelnen Staaten 
anderen Ländern zur breiteren Zusammen- 
arbeit anzubieten. So wird auch eine 
bessere Koordination der Forschungs- 
projekte in den Europäischen Gemein- 
schaften erreicht. 

— Beschluß über Errichtung eines großen 
Teilchenbeschleunigers bei dem europäi- 
schen Kernforschungszentrum CERN am 
19. Februar 1971. 

— Beschluß der Konferenz der Forschungs- 
minister von erstmals 19 europäischen 
Ländern am 22./23. November 1971, bei 
zahlreichen technologischen Projekten zu- 
sammenzuarbeiten. 

— Im Frühjahr 1972 beschlossen die Regie- 
rungen der Bundesrepublik Deutschland, 
Belgiens und der Niederlande, gemeinsam 
den Bau eines Kernkraftwerks mit einem 
natriumgekühlten Schnellbrüter-Reaktor 
zu fördern. 

— Einigung von 14 Staaten über Europäisches 
Laboratorium für Molekularbiologie mit 
Sitz in Heidelberg. 

— Gespräche über deutsch-sowjetische Zu- 
sammenarbeit in Bildung und Wissen- 
schaft im Herbst 1970, anschließend Aus- 
tausch von Wissenschaftler-Delegationen. 
— Deutsch-indisches Rahmenabkommen über 
wissenschaftlich-technologische Zusam- 
menarbeit. 

„Die Bundesregierung wird das Angebot der Ver- 
einigten Staaten von Amerika auf greifen, die deut- 
sche Industrielle Leistungskraft auf begrenzten Ge- 
bieten der Weltraumforschung zu beteiligen." 

Aufgrund einer Entschließung der europäi- 
schen Weltraumkonferenz, die von der Bun- 
desregierung nachdrücklich befürwortet wur- 
de, laufen intensive Verhandlungen zwischen 
den europäischen Partnern und mit den Ver- 
einigten Staaten von Amerika. Die Bundes- 
regierung hat Vorarbeiten der deutschen In- 
dustrie für eine mögliche Teilnahme am 
Apollo-Nachfolge-Programm unterstützt. 

Nach Abschluß der Verhandlungen über ein 
weltweites Fernmeldesatellitensystem (IN- 
TELSAT) hat die Bundesregierung das Ab- 
kommen im Januar 1972 unterzeichnet. 


4. Mehr Selbständigkeit - mehr Leistung 

Für Hochschulen und staatliche Forschungseinrich- 
tungen müssen wirksame Vorschläge für die Über- 
windung überalteter hierarchischer Formen vor- 
gelegt werden. Soweit der Bund vorwiegend betrof- 
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fen ist, werden entsprechende Maßnahmen beschleu- 
nigt getroüen. 

Das Hochschulrahmengesetz und die Leit- 
linien für die Struktur der Forschungszentren 
(erste Vorlage am 25. November 1970) setzen 
sichtbare Zeichen für die Erfüllung dieser 
Forderung: 

— Gewählte Vertreter der wissenschaftlichen 
Mitarbeiter wirken in den Entscheidungs- 
gremien der Zentren und der Institute mit. 
— Der Staatseinfluß wird im wesentlichen 
auf eine „Globalsteuerung" beschränkt: 
die Forschungszentren gewinnen mehr 
Eigenständigkeit und Eigenverantwortlich- 
keit. 

Mehr Eigenständigkeit und mehr innere 
Autonomie erhöhen den Nutzen der For- 
schungszentren für Wissenschaft und Gesell- 
schaft. 

Die erste neue Satzung (Hahn-Meitner-Insti- 
tut, Berlin), die den „Leitlinien" entspricht, 
ist seit Ende 1970 in Kraft: Dort sind - als 
Modell ~ gewählte Wissenschaftler in der 
wissenschaftlichen Leitung paritätisch vertre- 
ten. Für die Zukunft ist vorgesehen, Instituts- 
leiter nur für befristete Zeiträume einzu- 
setzen. Auch für andere Forschungszentren 
sind neue Satzungen inzwischen wirksam ge- 
worden. 

Ähnliche Strukturreformen erstrebt und för- 
dert die Bundesregierung auch in der Hoch- 
schule und in den Wissenschaftsorganisatio- 
nen. 

— Im Entwurf des Hochschulrahmengesetzes 
hat die Bundesregierung aus den gleichen 
Überlegungen heraus eine funktionsge- 
rechte Mitwirkung auch in Fragen und bei 
der Planung einzelner Forschungsvorha- 
ben vorgeschlagen. 

— Mitte dieses Jahres hat die Max-Planck- 
Gesellschaft durch Änderung ihrer Sat- 
zung begonnen, die Mitwirkung der Mit- 
arbeiter in den Instituten zu stärken. 

— In der Deutschen Forschungsgemeinschaft 
wirken neben habilitierten Wissenschaft- 
lern erstmals auch promovierte Wissen- 
schaftler mit dreijähriger Forschungstätig- 
keit bei der Wahl der Fachgutachter mit. 
Deutsch-schwedische Kommissionen unter- 
suchen für ihre Regierungen Probleme der 
Mitwirkung in Schule, Hochschule und For- 
schung in Schweden und in der Bundesrepu- 
blik. Ende 1972 soll ein erster Bericht vor- 
liegen. Beide Länder wollen voneinander ler- 
nen. 


5. Mehr Information - bessere Argumente 

Ein wichtiges Ziel der Bundesregierung ist, Metho- 
den des politischen Entscheidungsprozesses über 
Forschungsprioritäten zu entwickeln, die heute 
kaum in den Anfängen vorhanden sind. 


Forschungspolitik muß stärker an den kon- 
kreten Bedürfnissen der Gesellschaft ausge- 
richtet werden. Die Öffentlichkeit muß am 
Entscheidungsprozeß teilnehmen, Argumente, 
auf denen Entscheidungen beruhen, müssen 
deutlich gemacht werden. 

Vor der endgültigen Verabschiedung werden 
Programmentwürfe veröffentlicht. Große For- 
schungsprojekte, zum Beispiel in der Kern- 
forschung, werden in öffentlichen Anhörun- 
gen erörtert, bevor die Entscheidungen fallen. 

Das Beratungswesen des Bundesministeriums 
für Bildung und Wissenschaft wurde neu ge- 
ordnet: 

— die Berater werden als Personen berufen, 
damit der Sachverstand nicht durch Grup- 
peninteressen überlagert wird. Sie kom- 
men aus allen maßgeblichen Bereichen, 
aus Hochschulen, Forschungseinrichtungen, 
aus Gewerkschaften, aus der Industrie. 

— Erstmals wurde ein Beratungsplan ver- 
öffentlicht: Jeder kann heute erfahren, wer 
den Bundesminister für Bildung und Wis- 
senschaft worüber berät. 

— Die Beschlüsse der Beratungsgremien wer- 
den mit Begründung veröffentlicht. Das 
Gleiche gilt für Minderheitsvoten, 

Leistungspläne (Programmhaushalte), die 
Ausgaben und Ziele klarer zuordnen, werden 
veröffentlicht. Ein Förderungskatalog wurde 
vorgelegt, der umfassend darstellt, wer wie- 
viel Forschungsgelder für welche Aufgabe er- 
hält. Dies ist eine entscheidende Voraus- 
setzung für wirksame Planung und für die 
Leistungskontrolle durch Parlament und Öf- 
fentlichkeit. 

„Wir wollen mehr Demokratie wagen." 

Die Bundesregierung meint es ernst mit dem 
„Mehr an Demokratie". In einem bis dahin 
in der Bundesrepublik völlig unbekannten 
Maße bezog der Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft die kritische Öffentlichkeit 
in die Vorbereitungsarbeiten für Gesetze und 
Programme ein. Alle Interessierten hatten 
die Möglichkeit, in breiten Diskussionen und 
in Anhörungen Vor- und Nachteile der „The- 
sen zum Hochschulrahmengesetz" und der 
Referentenentwürfe zu diskutieren und das 
Gesetz mitzugestalten. 

Weitere Beispiele: 

— Befragung von Wissenschaftlern zur For- 
schungspolitik und zum Forschungsbericht 
der Bundesregierung im Frühsommer 
1972. 

— öffentliche Anhörungen über Forschungs- 
projekte. 

— Mehr Öffentlichkeit im Beratungswesen. 

— Mehr Mitwirkung in den Forschungszen- 
tren durch die „Leitlinien". 
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Vorrang für Bildung und Wissenschaft i höhere Zuwachsraten. Auch die Haushalts- 


„Bildung und Ausbildung, Wissenschaft und For- 
schung stehen an der Spitze der Reformen, die es 
bei uns vorzunehmen gilt. 

Die Priorität wird auch im Wachstum der 
Ausgaben deutlich. Höchste Steigerungsrate 
für Bildung und Wissenschaft: Im Mittel jähr- 
lich 26 V. H. im Zeitraum von 1969 bis 1972 
(Bundeshaushalt insgesamt 10 v. H.). 

Kein Einzelplan hatte in diesem Zeitraum 


kürzungen für 1972 betreffen Bildung und 
Wissenschaft insgesamt nicht: Die Kürzungen 
im Haushalt des Wissenschaftsministeriums 
werden der Ausbildungsförderung gutge- 
schrieben, die im Ministerium für Jugend, 
Familie und Gesundheit betreut wird. 

Nach Jahren der Stagnation ist 1971 erstmals 
der Anteil der Ausgaben für Bildung und 
Wissenschaft am Bruttosozialprodukt beacht- 
lich gestiegen (1967: 4,0 v. H., 1969: 4,1 v. H., 
1971: 4,7 V.H.). 
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